
Unsere zentralen Forderungen:

Verbindliche Zielzahlen für Sozialwohnungen
Rheinland-Pfalz muss jährlich konkret definierte Mindestzahlen an geförderten, dauerhaft
gebundenen Sozialwohnungen schaffen (z. B. zu einem Prozent des Wohnungsbestands).
Nur so entsteht Planungssicherheit für Bauunternehmen, Träger und Kommunen.

Langfristige Bindungen und Belegungsrechte sichern
Sozialbindungen dürfen nicht nach kurzer Frist auslaufen. Mietpreis- und
Belegungsbindungen sind über längere Zeiträume (z. B. 30 Jahre oder mehr) zu definieren.
Ausstiegsklauseln sind durch Rückkaufsrechte oder Kompensationsregelungen zu
verhindern.

Förderverfahren beschleunigen, Bürokratie abbauen
Bewilligungsverfahren bei der Investitions- und Strukturbank RLP und anderen Stellen
müssen straffer gestaltet werden. Langwierige Antragsverfahren verzögern den dringend
notwendigen Baubeginn von bezahlbarem Wohnraum.

Integration von Wohnungsnotfallhilfe mit Wohnraumförderung gewährleisten
Soziale Wohnraumförderung und Wohnungslosenhilfe dürfen nicht als getrennte
 Systeme betrachtet werden. Konzepte wie Housing First (direkter Zugang zu eigener 
Wohnung) müssen mit Sozialbindung und gezielter Förderung verbunden werden.

Regionale Förderschwerpunkte und flankierende Maßnahmen stärken
In ländlichen Gebieten, strukturschwachen Kommunen oder Gebieten mit hoher 
Wohnungsnot müssen höhere Förderquoten gelten. Zusätzlich sind
Mietschuldenprävention, kommunale Bodenpolitik (z. B. Erbbaurechte) und
Gemeinschaftswohnformen zu fördern.
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Sozialen Wohnungsbau fördern

Bezahlbarer Wohnraum ist vielerorts Mangelware – besonders für Haushalte mit
geringem oder mittlerem Einkommen. In Rheinland-Pfalz fördert das Land
selbstgenutzten und Mietwohnraum über zinsverbilligte Darlehen und Zuschüsse
mittels der Investitions- und Strukturbank (ISB) mit Tilgungszuschüssen und
verbilligten Zinsen. 

Doch trotz dieser Programme bleibt die Schere zwischen Wohnungsangebot und
Nachfrage groß – vor allem in Ballungsräumen und strukturschwachen Regionen.
Auch national wurde 2024 ein Aufschwung im sozialen Wohnungsbau gemeldet:
61.934 Wohneinheiten wurden gefördert – ein Plus von 25 % gegenüber 2023.
Rheinland-Pfalz steuerte davon 2.443 Einheiten bei.

Zudem zeigen Studien: Instrumente wie Wohngeld und Mietwohnungsbindungsverträge leisten derzeit
„nur einen sehr eingeschränkten Beitrag für die Versorgung der Haushalte mit den größten sozialen
Wohnversorgungsbedarfen“. 
Wenn Menschen in existenziellen Notsituationen dauerhaft eine Wohnung finden sollen, muss die
Wohnraumförderung über punktuelle Projekte hinaus als strategisches Rückgrat sozialer Sicherheit
wirken.
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Fazit
Wohnen ein Menschenrecht. Soziale Wohnraumförderung ist kein Luxus
– sie ist eine Grundvoraussetzung für Teilhabe, soziale Stabilität und
Lebensqualität. Rheinland-Pfalz muss diese Förderung strategisch
aufstellen: mit verbindlichen Zielen, langanhaltenden Bindungen,
effizientem Verfahren und integrierter Verbindung zur
Wohnungsnotfallhilfe. Nur so kann Versorgungssicherheit für alle
gewährleistet werden.
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